
NIEDERSCHRIFT HFA/0172007 
 

über die Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses am 24.04.2007 im 
Sitzungssaal des Rathauses. 
 
 
Vorsitzende: 

Frau Marion Dirks  
 
Ausschussmitglieder: 

Herr Jochen Dübbelde  
Herr Bernhard Faltmann Vertretung für Herrn 

Thomas Hagemann 
Herr Günther Fehmer  
Herr Bernhard Kortmann Vertretung für Herrn 

Dr. Wolfgang Meyring 
ab Verlauf zu TOP 1. 
ö. S. 

Herr Willi Krause  
Herr Franz-Josef Schulze 
Thier 

Vertretung für Frau 
Brigitte Mollenhauer 

Herr Franz Becks Vertretung für Herrn 
Thomas Tauber 

Herr Jürgen Brunn  
Herr Hans-Joachim Spengler Vertretung für Herrn 

Peter Nowak 
Herr Klaus Wieling  

 
Mitglied gem. § 58 Abs. 1 Satz 7 GO NW: 

Herr Ulrich Schlieker  
 
Von der Verwaltung: 

Herr Peter Melzner  
Herr Hubertus Messing  
Herr Gerd Mollenhauer  
Frau Birgit Freickmann Schriftführerin 

 
 
Beginn der Sitzung: 18:00 Uhr 
Ende der Sitzung: 20:10 Uhr 
 
Frau Dirks stellt fest, dass zu dieser Sitzung form- und fristgerecht eingeladen wurde. 
Hiergegen erhebt sich kein Widerspruch.  
 
 

TAGESORDNUNG 
 

I. Öffentliche Sitzung 
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1. Neuregelung des Vergabewesens 
 Herr Melzner verweist auf die Sitzungsvorlage und teilt auf Nachfrage von 

Herrn Wieling mit, dass in der Regel die Höchstsätze auch bei Vergaben 
von öffentlich geförderten Maßnahmen gelten.  
 
Herr Fehmer regt an, auch bei der freihändigen Vergabe mindestens zwi-
schen drei Preisen vergleichen zu können.  
Diesem Vorschlag wird einhellig gefolgt.  
 
Herr Fehmer bezieht sich auf den Punkt 9 „Korruptionsverhütung“ der 
Vergabegrundsätze und fragt nach, ob diesbezüglich bei der Verwaltung 
entsprechende Maßnahmen ergriffen worden seien.  
 
Herr Melzner berichtet, dass die Stadt sich schon sehr früh mit der Kor-
ruptionsbekämpfung im Vergabewesen befasst habe. Eine der wesentli-
chen Maßnahmen sei damals die Einrichtung einer zentralen Submissi-
onsstelle im Fachbereich Finanzen gewesen. Des Weiteren werde eine 
Dienstanweisung erlassen, in der interne Verwaltungsabläufe geregelt 
würden, die der Korruptionsbekämpfung dienten und die die Empfehlun-
gen der Gemeindeprüfungsanstalt berücksichtigten. Nichts desto trotz 
müsse möglicherweise noch eine gesonderte Dienstanweisung erlassen 
werden, in der andere Dinge, die nicht mit der Auftragsvergabe einherge-
hen geregelt würden (z. B. Annahme von Geschenken, Erhalt von be-
sonderen Geldzuwendungen und Entschädigungen).  
 
Herr Wieling weist darauf hin, dass im HFA aber über die Verbesserun-
gen aufgrund der Feststellungen bzw. Empfehlungen der Gemeindeprü-
fungsanstalt noch diskutiert werden müsse.  
Frau Dirks bestätigt, dass den Fachausschüssen alle Empfehlungen des 
Prüfungsberichtes vorgelegt würden.  
 
Auf Nachfrage von Herrn Schlieker erläutert Herr Melzner die verschie-
denen Vergabearten.  
  
Beschluss: 
Zur flexiblen Handhabung des Vergabewesens unter Berücksichtigung 
der Bedürfnisse aus der kommunalen Praxis sollen die lt. Runderlass des 
Innenministers vom 22. März 2006 (Kommunale Vergabegrundsätze) 
festgesetzten Höchstgrenzen für die Wahl der Vergabeart zum Tragen 
kommen. Sie ergeben sich unter Berücksichtigung der Umsetzung von 
Europarecht gem. Vergabeordnung (VgV) aus der vorliegenden Tabelle 
(einschl. der Änderung bei der freihändigen Vergabe).  
  
Stimmabgabe: einstimmig 
 
  

2. Zustimmung zu überplanmäßigen Ausgaben 
 Herr Melzner macht deutlich, dass die Stadt zur Zahlung der Kranken-

hausinvestitionsumlage an das Land gesetzlich verpflichtet sei und die 
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überplanmäßige Ausgabe damit nicht zu umgehen sei.  
 
Nach kurzer Erörterung, in der die Ausschussmitglieder ihren Unmut über 
die drastische Erhöhung zum Ausdruck bringen, fasst der HFA folgenden 
  
Beschlussvorschlag für den Rat: 
Die Zustimmung zu der erheblichen überplanmäßigen Ausgabe bei der 
Haushaltsstelle 51000.98100 des Vermögenshaushaltes wird erteilt.  
  
Stimmabgabe: 4 Ja-Stimmen, 7 Enthaltungen  
 
  

3. Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 04.03.2007 
 Herr Schlieker macht deutlich, dass der Antrag eine Anregung sein solle 

und durchaus von anderen Fraktionen ergänzt werden könne. Mit mone-
tären Mitteln solle regulierend auf den Grundstücksmarkt eingewirkt wer-
den. Die SPD-Fraktion habe in der Vergangenheit bereits vorgeschlagen, 
die Anzahl der Kinder bei der Vergabe von Wohngrundstücken zu be-
rücksichtigen, wie das bereits in vielen anderen Kommunen praktiziert 
werde. Hierzu enthalte der Antrag bereits einige Vorschläge, wobei er 
nicht darauf bestehe, dass diese 1 : 1 umgesetzt werden. Ihm sei das 
Grundprinzip wichtig.  
 
Herr Schulze Thier weist darauf hin, dass u. a. die Verbrennung fossiler 
Energien ursächlich für den Klimawandel sei und die Tendenz zu Nied-
rigenergiehäusern gehe. Wärmepumpen würden dann Standard sein. Es 
sei aber nicht Aufgabe kommunaler Gremien diesbezüglich Standards 
festzusetzen und Subventionen zu gewähren. Hier sei doch eher die 
Landesregierung gefragt. Die Kommunen sollten Subventionen im Be-
reich der Familienpolitik gewähren.  
 
Herr Schlieker entgegnet, dass im Antrag bereits angedeutet werde, dass 
Familien mit Kindern ein Bonus gewährt werden sollte. Darüber hinaus 
seien weitere soziale Komponenten denkbar. Er wolle sich nicht auf um-
welt- oder ökologische Dinge festlegen.  
 
Herr Fehmer führt an, dass es in den Nachbargemeinden verschiedene 
Bonussysteme gebe. Wenn in Billerbeck über einen Bonus gesprochen 
werde, dann sollte dieser in Richtung Familien gehen. Billerbeck verfüge 
über eine hervorragende Infrastruktur, die mit Leben gefüllt werden müs-
se. Wichtig sei es, dass auch künftig Familien nach Billerbeck zögen, 
damit diese Infrastruktur erhalten werden könne. Die Verwaltung sollte 
zunächst recherchieren, welche Bonussysteme in den umliegenden Ge-
meinden angewandt werden und welche davon in Billerbeck umgesetzt 
werden können. Im Übrigen erfolge die Vergabe der Grundstücke über 
die GIWo. Die Festlegung von Kriterien bei der Vergabe müsse aber im 
HFA erfolgen.  
 
Herr Schlieker betont, dass ihm vor dem Hintergrund der demografischen 
Entwicklung auch die Senioren-Politik wichtig sei. Es werde künftig eine 
erheblich größere Anzahl von Senioren geben, die nicht in einem Heim 
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untergebracht werden könnten und in einer Form von altersgerechtem, 
Familien übergreifenden Wohnen lebten.  
 
Herr Wieling hält Herrn Schlieker entgegen, dass bereits in der Vergan-
genheit über die Einbeziehung von Senioren und familienfreundliche 
Strukturen diskutiert worden sei. Wie bereits in der letzten Diskussion im 
Rat würden auch heute wieder allgemein politische Dinge angeführt. Ei-
nen konkreten Antrag, über den beschlossen werden könne, sehe er 
nicht. Außerdem sollte nicht vergessen werden, dass es in Billerbeck im 
Vergleich mit den Nachbargemeinden in besonderer Weise gelungen sei, 
einen hohen Anteil von Bauwilligen von außerhalb nach Billerbeck zu ho-
len. Das sei auch auf die gute Infrastruktur und die schnelle Abwicklung 
der Baugebiete zurückzuführen. Im Übrigen hindere er niemanden daran, 
ein Niedrigenergiehaus zu bauen. Er würde jedem Bauwilligen die Mög-
lichkeit geben nach seinen Wünschen individuell zu bauen. Wenn das 
nicht den Vorgaben des Bebauungsplanes entspreche, dann könne die-
ser geändert werden. Er wolle nicht neue Vorschriften formulieren. Bisher 
habe man bzgl. der Vermarktung von Baugebieten eine erfolgreiche Poli-
tik betrieben. Diese könnte verbessert werden, indem ein gewisses Klien-
tel gefördert werde. Damit wäre er einverstanden.  
Hinsichtlich der angesprochenen Seniorenpolitik sehe er es als möglich 
an, bei Bedarf größere Grundstücke für mehrere Generationen auszu-
weisen. Er wüsste aber nicht, wie der Weg anders herum umgesetzt wer-
den könne.  
 
Herr Mollenhauer bestätigt, dass bei der Ausweisung von Grundstücken, 
auf denen über zwei Wohneinheiten entstehen können, die Entwicklung 
nicht kalkulierbar sei. Würden keine Senioren hierfür gefunden, zögen 
andere ein. Aktuell habe er in zwei Fällen die Erfahrung gemacht, dass 
die Planung von Mehrgenerationenhäusern von der Entwicklung bereits 
überholt worden sei. Die Offenheit seitens der Verwaltung für solche Pla-
nungen sei aber da. Es sei also schwierig, im Vorfeld Regelungen zu tref-
fen, die am Ende zu dem führten, was gewollt war.  
 
Herr Fehmer hält fest, dass in den letzten Jahren immer flexibel auf Än-
derungsanträge von den Festsetzungen eines Bebauungsplanes einge-
gangen worden sei. Das habe zur Attraktivität Billerbecks geführt und 
sollte beibehalten werden. Gleichwohl sollte man sich hierauf nicht aus-
ruhen, sondern in Richtung eines Familien-Bonussystems weiter denken, 
auch um auf den demografischen Wandel zu reagieren. Des Weiteren 
beantrage er, die Verwaltung mit der Recherche nach den Bonussyste-
men in den Nachbargemeinden zu beauftragen. Hierüber solle dann im 
HFA beraten werden.  
 
Frau Dirks merkt an, dass viele Gemeinden solche Bonussysteme be-
schlossen hätten, weil sie ihre Grundstücke nicht veräußern könnten. Das 
sei in Billerbeck nicht der Fall. Sie sagt aber zu, die Informationen einzu-
holen.  
 
Er habe auch kein Patenrezept, wie das altengerechte Wohnen umge-
setzt werden könne, so Herr Schlieker. Im Übrigen wolle er heute nichts 
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beschließen, sondern die gemeinsame Diskussion darüber eröffnen, wel-
che Richtung bzgl. der Baugebiete eingeschlagen werde.  
 
Herr Wieling macht deutlich, dass der Antrag von Herrn Schlieker einige 
Vorschläge enthalte, die er nicht teilen könne. Wenn hierüber aber nur 
diskutiert werden solle, habe er nichts dagegen einzuwenden. Bzgl. des 
altersgerechten Wohnens wolle er noch darauf hinweisen, dass er im 
HFA und auch im Stadtentwicklungs- und Bauausschuss immer deutlich 
gemacht habe, dass übersichtliche kleine Einheiten als Baugebiete aus-
gewiesen werden sollten. Wenn sich Familien in Billerbeck mit dem al-
tersgerechten Wohnen beschäftigten, dann falle der Entschluss nicht von 
heute auf morgen und wenn in Billerbeck alle paar Jahre kleine Bauge-
biete geplant würden, dann könnten sich diese Familien konkret auf diese 
Perspektive einlassen und sich um eine Fläche bewerben. Als Beispiel, 
wie man besonderen Festsetzungen aus dem Weg gehen könne, nennt 
er die Gemeinde Laer, in der 6 Familien in Abstimmung mit der Gemein-
de eine Fläche gemeinsam bebaut haben. Er wolle nicht, dass für die 
nächsten Baugebiete in Billerbeck weitergehende Festsetzungen getrof-
fen werden.  
 
Herr Kortmann legt dar, dass er jungen Familien entgegen kommen wol-
le, wirft aber die Frage auf, ob die Förderung einer Käuferklientel nicht 
dem Gleichheitsgrundsatz widerspreche.  
Frau Dirks verneint dieses. Die Stadt könne ihre Grundstücke nach einem 
Kriterienkatalog vergeben.  
 
Herr Krause unterbreitet folgenden Kompromissvorschlag: Das Positi-
onspapier der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen sollte zur Kenntnis ge-
nommen und darüber hinaus die Verwaltung beauftragt werden, festzu-
stellen, welche Subventionen in den Nachbargemeinden für Familien ge-
währt werden und dieses hier wieder zur Diskussion zu stellen. Im Hin-
blick auf die gewollte Verdichtung in der Innenstadt solle auch geprüft 
werden, wie Familien beim Erwerb einer Gebraucht-Immobilie oder bei 
einem An-/Neubau an das Elternhaus gefördert werden können.   
 
Dem kann sich Herr Schlieker anschließen. Er bringt aber seine Hoffnung 
zum Ausdruck, dass der ökologische Aspekt im Weiteren noch Berück-
sichtigung findet.  
 
Auf Vorschlag von Herrn Krause fasst der HFA folgenden  
  
Beschluss: 
Das Positionspapier der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen wird zur Kennt-
nis genommen. Die Verwaltung wird beauftragt, festzustellen, welche 
Subventionen in den Nachbargemeinden für Familien gewährt werden 
und das Ergebnis im HFA wieder zur Diskussion zu stellen. Im Hinblick 
auf die gewollte Verdichtung in der Innenstadt ist auch zu prüfen, wie 
Familien beim Erwerb einer Gebraucht-Immobilie oder bei einem An-
/Neubau an das Elternhaus gefördert werden können.   
  
Stimmabgabe: einstimmig 
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4. Mitteilungen 
  

 
 

4.1. Kirmes und Büchermarkt - Herr Messing 
 Herr Messing teilt mit, dass am kommenden Wochenende der Bücher-

markt und die Kirmes stattfinden. Der Büchermarkt sei ab Sonntag 11:00 
Uhr geöffnet.  
Die Kirmes finde statt am Samstag von 13:00 – 22:00 Uhr, am Sonntag 
von 11:00 – 20:00 Uhr und am Montag von 14:00 – 19:00 Uhr. Zusätzlich 
sei die Kirmes in diesem Jahr auch am 1. Mai von 13:00 – 19:00 Uhr ge-
öffnet.  
  
 
 

5. Anfragen 
  

 
 

5.1. Kunstausstellung in der Innenstadt - Herr Fehmer 
  

Herr Fehmer weist darauf hin, dass die vor dem „Steckenpferdchen“ auf-
gestellte Stahlskulptur in Augenhöhe scharfe Kanten aufweise.  
Herr Messing teilt mit, dass voraussichtlich Reflektorstreifen angebracht 
würden, um auf die Gefahrenstelle aufmerksam zu machen.  
  
 

5.2. Entfernung des Baumes im Bereich der Eisdiele - Herr Wieling 
 Herr Wieling führt an, dass der Baum vor der Eisdiele entfernt worden 

sei. Er fragt nach, ob eine Ersatzanpflanzung geplant oder die Stadt die 
dort zurzeit im Rahmen des Kunstmarktes aufgestellte Stahlskulptur er-
werben wolle.  
Verwaltungsseitig wird mitgeteilt, dass der Baum aufgrund eines Unfalles 
beschädigt worden sei. Eine Ersatz-Linde habe an dem bisherigen 
Standort keine Möglichkeit, groß zu werden. Deshalb sei die Fläche kom-
plett zugepflastert worden. Eine Ersatzanpflanzung werde an anderer 
Stelle vorgenommen.  
Frau Dirks ergänzt, dass sich die Stadt die Anschaffung einer Stahlskulp-
tur nicht leisten könne.  
  
 
 

 
 
 
 
  Marion Dirks      Birgit Freickmann 
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  Bürgermeisterin     Schriftführerin  
 
 
 

 
 
 
 


